
Verordnung 

des Bezirks Schwaben 
über das Landschaftsschutzgebiet 

„Augsburg - Westliche Wälder“ 
Vom 22. April 1988 

 
 

Auf Grund von Art. 10 und Art. 45 Abs. 2 Satz 3 des Bayerischen Naturschutz-
gesetzes – BayNatSchG – (BayRS 791-1-U), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
16. Juli 1986 (GVBl S. 135), erlässt der Bezirk Schwaben folgende Verordnung: 
 

§ 1 
Schutzgegenstand 

 
Das in der Stadt Augsburg sowie in den Landkreisen Augsburg, Dillingen a. d. 
Donau, Donau-Ries, Günzburg und Unterallgäu liegende, ca. 66500 ha große, 
überwiegend bewaldete und in § 2 näher abgegrenzte Gebiet wird unter der Be-
zeichnung „Augsburg – Westliche Wälder“ als Landschaftsschutzgebiet ge-
schützt. 
 

§ 2 
Schutzgebietsgrenzen 

 
(1) Die Grenzen des Landschaftsschutzgebietes sind in einer Karte M 1:100000, 

die Bestandteil dieser Verordnung ist, grob umschrieben. 
(2) Die  genauen Grenzen des Landschaftsschutzgebietes sind in einer Karte 

M1:10000 eingetragen, die beim Bezirk Schwaben niedergelegt ist und auf 
die Bezug genommen wird. Maßgebend für den Grenzverlauf ist der Eintrag 
in diese Karte. Als Grenze gilt der äußere Rand der Signaturlinie. Weitere 
Ausfertigungen dieser Karte befinden sich bei der Regierung von Schwaben 
als höherer Naturschutzbehörde sowie bei der Stadt Augsburg und den Land-
ratsämtern Augsburg, Dillingen a. d. Donau, Donau-Ries, Günzburg und Un-
terallgäu als unteren Naturschutzbehörden. 

(3) Die Karten werden bei den in Abs. 2 genannten Behörden archivmäßig ver-
wahrt und sind dort während der Dienststunden allgemein zugänglich. 

 

§ 3 
Schutzzweck 

 
(1) Zweck der Ausweisung des Landschaftsschutzgebietes ist es,  

1. das wegen seiner Naturausstattung für die Erholung besonders geeignete 
Gebiet als Voraussetzung für die Festsetzung eines Naturparks zu schüt-
zen und zu pflegen, 
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2. die sich für die Erholung eignenden Landschaftsteile der Allgemeinheit 
zugänglich zu machen und zu erhalten, soweit die ökologische Wertung 
dies zulässt, 

3. die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts zu erhalten und dauerhaft zu 
verbessern, insbesondere 
- erhebliche oder nachhaltige Beeinträchtigungen von Natur und Land-

schaft zu verhindern sowie eingetretene Schäden möglichst zu  behe-
ben oder auszugleichen, 

- den Wald wegen seiner besonderen Bedeutung für den Naturhaushalt 
zu schützen, 

- die heimischen Tier- und Pflanzenarten sowie ihre Lebensgemein-
schaften und Lebensräume zu schützen, 

4. die Vielfalt,  Eigenart und Schönheit des typischen Landschaftsbildes zu 
bewahren. 

(2) Im Landschaftsschutzgebiet sind alle Handlungen verboten, die den Charak-
ter des Gebietes verändern oder dem in Absatz 1 genannten Schutzzweck 
zuwiderlaufen; das sind Handlungen, die geeignet sind, die Leistungsfähigkeit 
des Naturhaushalts zu vermindern, den Naturgenuss zu beeinträchtigen oder 
das Landschaftsbild zu verunstalten. Für die Ausübung des Rechts auf Na-
turgenuss und Erholung sowie seine Schranken gelten die Vorschriften der 
Art. 21ff BayNatSchG. 

 

§ 4 
Erlaubnis 

 
(1) Der naturschutzrechtlichen Erlaubnis der zuständigen Kreisverwaltungsbe-

hörde bedarf, wer beabsichtigt, 
1. Gebäude zu errichten oder zu erweitern; 
2. Aufschüttungen, Ablagerungen, Sprengungen und Bohrungen vorzuneh-

men oder die Bodengestalt in sonstiger Weise wesentlich zu verändern; 
3. Gewässer oder deren Ufer herzustellen, zu beseitigen oder wesentlich 

umzugestalten oder den Zu- und Ablauf des Wassers sowie Grundwas-
serstände zu verändern; 

4. Straßen, Wege, Plätze wie Park-, Camping-, Sport-, Spiel- oder Badeplät-
ze und ähnliche Einrichtungen zu errichten oder wesentlich zu ändern; 

5. ober- oder unterirdisch geführte Draht-, Kabel- oder Rohrleitungen zu ver-
legen sowie Masten und Unterstützungen aufzustellen, ausgenommen 
nicht ortsfeste Anlagen zur Beregnung von Nutzpflanzen oder zur Versor-
gung von Weidevieh mit Wasser und elektrische Weidezäune mit ihren 
Zuleitungen; 

6. Alleen, Hecken und landschaftsbestimmende Bäume außerhalb des Wal-
des zu beseitigen; unberührt bleibt der Schutz von Feldgehölzen und -
gebüschen sowie Hecken gemäß Art. 2 Naturschutz-Ergänzungsgesetz 
(BayRS 791-2-U); 
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7. Erstaufforstungen und sonstige Bepflanzungen mit Gehölzen außerhalb 
des Waldes vorzunehmen, die nicht standortheimisch sind und in der nä-
heren Umgebung nicht natürlich vorkommen; 

8. Quellzonen, Hangmoore, Flachmoore und Streuwiesen sowie durch 
Hangwasser, Grundwasser oder Überflutung geprägte 
Auenbödenbereiche durch Dränge zu entwässern, durch Ablagerung so-
wie Bepflanzungen trocken zu legen oder sonst nachhaltig zu verändern; 
unberührt bleibt der Feuchtgebietsschutz gemäß Art. 6d Abs. 1 
BayNatSchG. 

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Vorhaben keine der in § 3 Abs. 2 ge-
nannten Wirkungen hervorrufen kann oder diese Wirkung durch Nebenbe-
stimmungen ausgeglichen werden können 

(3) Bei Erlaubnissen nach Abs. 1 ist das Benehmen der zuständigen Fachbehör-
den herzustellen, soweit deren Belangen berührt sind. 

(4) Die Erlaubnis wird durch eine nach anderen Vorschriften gleichzeitig erforder-
liche Gestattung ersetzt; diese Gestattung darf nur erteilt werden, wenn die 
Voraussetzungen für die Erteilung der naturschutzrechtlichen Erlaubnis vor-
liegen und die zuständige Naturschutzbehörde ihr Einvernehmen erklärt. 

 

§ 5 
Ausnahmen 

 
Von den Beschränkungen dieser Verordnung bleiben ausgenommen 
1. die ordnungsgemäße land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung 

gemäß Art. 6 Abs. 2 BayNatSchG; für Maßnahmen nach § 4 Abs. 1 Nr.8 die-
ser Verordnung gelten jedoch das Veränderungsverbot und der Erlaubnisvor-
behalt, 

2. der Bau von land- und forstwirtschaftlichen Wegen mit einer Fahrbahnbreite 
von nicht mehr als 3,50 m, 

3. die rechtmäßige Ausübung der Jagd und der Fischerei sowie des Jagd- und 
Fischereischutzes, 

4. Maßnahmen zur Unterhaltung von Straßen und Wegen, von Gewässern und 
Dränanlagen, Maßnahmen des Winterdienstes im notwendigen Umfang, 
Maßnahmen zur Verkehrssicherung, soweit diese zur Abwehr akuter Gefah-
ren erforderlich sind, und Maßnahmen der Gewässeraufsicht, 

5. der Betrieb, die Instandsetzung und die ordnungsgemäße Unterhaltung von 
bestehenden Energie- und Wasserversorgungs- oder Entsorgungsanlagen 
sowie von bestehenden Einrichtungen der Landesverteidigung, der Deut-
schen Bundespost und der Deutschen Bundesbahn. 

6. die im Einvernehmen mit der Naturschutzbehörde vorgenommenen Schutz- 
und Pflegemaßnahmen 

 

§ 6 
Befreiung 
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(1) Von den Verboten nach § 3 Abs. 2 kann die zuständige Kreisverwaltungsbe-
hörde gemäß Art. 49 BayNatSchG im Einzelfall Befreiung erteilen, wenn 
1. überwiegende Gründe des allgemeinen Wohls die Befreiung erfordern 

oder 
2. die Befolgung des Verbotes zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte 

führen würde und die Abweichung mit den öffentlichen Belangen im Sinne 
des Bayerischen Naturschutzgesetzes, insbesondere mit dem Zweck des 
Schutzgebiets vereinbar ist, oder 

3. die Befolgung des Verbots zu einer nicht gewollten Beeinträchtigung von 
Natur und Landschaft führen würde,  

und diese an Nebenbestimmungen knüpfen. 
(2) Die Erteilung der Befreiung für Maßnahmen nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 für Anlagen 

von überörtlicher Bedeutung (z. B. Freizeitzentren, Großhotels, Fernsehtür-
me), nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 für großflächige Maßnahmen (ab 1 Hektar), nach 
§ 4  Abs. 1 Nr. 5 für Freileitungen über 110 kV, nach § 4 Abs. 1 Nr. 8 für 
großflächige Entwässerungen bedarf der Zustimmung der Regierung von 
Schwaben, soweit nicht nach Art. 49 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 BayNatSchG 
das Bayerische Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen 
für die Erteilung der Befreiung zuständig ist. 

(3) Für Erlaubnisse und Befreiungen gilt die Kostenfreiheit nach Art. 54 Abs. 2 
BayNatSchG. 

 

§ 7 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Mit Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark kann belegt werden, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 
1. gemäß Art. 52 Abs. 1 Nr. 3 BayNatSchG Maßnahmen nach § 4 Abs. 1 dieser 

Verordnung ohne die erforderliche Erlaubnis vornimmt, 
2. gemäß Art. 52 Abs. 1 Nr. 6 BayNatSchG einer im Rahmen der Erlaubnis oder 

Befreiung erteilten vollziehbaren Auflage gemäß § 4 Abs. 2 oder § 6 dieser 
Verordnung nicht nachkommt. 

 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt am dem auf ihre Bekanntmachung folgenden Tag in Kraft. 

 
 
Augsburg, den 22. April 1988 

Dr. Simnacher 
Bezirkstagspräsident 

 
 

Augsburg, den 4. Mai 1988 
Regierung von Schwaben 
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In Vertretung 
Dr. Ratuschny 

Regierungsvizepräsident 


